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TEIL I: BEGRÜNDUNG 

1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 

Die Gemeinde Rastede beabsichtigt, angesichts der aktuellen Nachfragesituation nach 
attraktiven Wohnbauflächen, weitere Baugrundstücke nördlich der Feldstraße zu er-
schließen und stellt zu diesem Zweck den Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich 
Feldstraße“ mit örtlichen Bauvorschriften auf. 
 

Da das Plangebiet im aktuellen Flächennutzungsplan der Gemeinde derzeit als Außen-
bereichsfläche dargestellt ist, wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 114 im Pa-
rallelverfahren gem. § 8 (3) Nr. 1 BauGB mit der 78. Änderung des Flächennutzungs-
planes durchgeführt.  
 
Das Plangebiet mit einer Flächengröße von ca. 6,3 ha soll angesichts der anhaltend 
hohen Nachfrage nach Baugrundstücken für eine regionaltypische Einzel- und Doppel-
hausbebauung sowie in geringem Maße für Mehrfamilienhäusern den Bedarf decken. 
Im nördlichen Bereich soll ebenfalls die Möglichkeit zur Realisierung eines Kindergar-
tens bestehen. Alternative Entwicklungsflächen mit vergleichbarerer städtebaulicher 
Qualität stehen der Gemeinde Rastede aktuell nicht zur Verfügung. 
 
Insgesamt sollen mit dem Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein attraktives Wohngebiet mit hoher Wohn- 
und Aufenthaltsqualität geschaffen werden, welches sich durch den Erhalt der Wallhe-
ckenstrukturen im Plangebiet verträglich in den vorhandenen Siedlungs- und Land-
schaftsraum einfügt. Insgesamt lassen sich innerhalb der Entwicklungsfläche ca. 50 
Baugrundstücke realisieren. 
  
Zur Umsetzung des genannten Planungsziels wird im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege 
– nördlich Feldstraße“ ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. 
Die Entwicklung des allgemeinen Wohngebietes (WA) sieht eine ortstypische Einzel- 
und Doppelhausbebauung sowie in geringem Maße eine Mehrfamilienhausbebauung 
vor, die sich behutsam in den lokalen Siedlungskontext einfügt. Dieses geschieht durch 
eine maßvolle, an den Bestandsstrukturen orientierte Festsetzung von Art und Maß der 
baulichen Nutzung sowie unter weitgehendem Erhalt des im Plangebiet befindlichen, 
ortsbildprägenden Gehölzbestandes. Zur Steuerung der baulichen Gestaltung der künf-
tigen Bebauung werden örtliche Bauvorschriften zur Dachneigung formuliert, die größ-
tenteils um Regelungen zur Dachform, Dacheindeckung sowie zu Dachaufbauten er-
gänzt werden. Die Erschließung des Wohngebietes erfolgt von der westlich an das Plan-
gebiet angrenzende Butjadinger Straße. 

 
Zur konfliktfreien Oberflächenentwässerung des allgemeinen Wohngebietes (WA) wird 
voraussichtlich die Anlage eines Regenrückhaltebeckens erforderlich sein, welches im 
östlichen Bereich des Plangebietes vorgesehen ist. Zur Sicherstellung der Notwendig-
keit eines Regenrückhaltebeckens wird bis zur öffentlichen Auslegung ein Oberflächen-
entwässerungskonzept erstellt und die Ergebnisse in die Planung übernommen. 
 
Aufgrund der ländlich geprägten Lage sind zudem die Belange der landwirtschaftlichen 
Betriebe und deren Geruchsaufkommen zu beachten. Jedoch betreibt der landwirt-
schaftliche Betrieb nördlich des Plangebietes bereits keine Tierhaltung mehr und wird 
dieses für die Zukunft auch nicht wieder aufnehmen, sodass im Verfahren zunächst 
keine weitere Beurteilung getroffen und die Erstellung eines Geruchsgutachtens vorerst 
verworfen wird. 
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In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind gleichermaßen die Belange des Umwelt-
schutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB i. V. 
m. § 1a BauGB zu berücksichtigen. Diese werden im Umweltbericht gem. § 2a BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ umfassend beschrieben 
und bewertet. Für die unvermeidbaren, erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter 
und ihrer Funktionen werden im Rahmen dieser Bauleitplanung Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen festgelegt. Die artenschutzrechtlichen Belange zum Planvorhaben werden 
ebenfalls berücksichtigt (vgl. Kap. 5.1). 
 
Die durch das Planvorhaben berührten Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie 
der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB im Sinne des BNatSchG und die wei-
teren, umweltbezogenen Auswirkungen werden im Umweltbericht gem. § 2a BauGB do-
kumentiert. Der Umweltbericht ist als Teil II verbindlicher Bestandteil der Begründung 
des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“. Zudem werden auf der 
Grundlage einer ökologischen Bestandsaufnahme die durch das Planvorhaben vorbe-
reiteten Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild im Sinne des BNatSchG 
bilanziert und bewertet und im Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – 
nördlich Feldstraße“ eingestellt. 

1.1 Städtebauliche Erforderlichkeit des Planvorhabens 
 
Nach § 1 (3) BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit dies für die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Ausweisung und somit Bereit-
stellung von Wohnbauflächen für die seit Jahren positive Bevölkerungsentwicklung der 
Gemeinde Rastede (rund 20.769 Einwohner im Jahr 2010 und ca. 21.796 Einwohner im 
Jahr 2016) bildet eine wichtige Voraussetzung, um die Position der Gemeinde Rastede 
als attraktiven Wirtschafts- und Wohnstandort entwickeln und sichern zu können.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung werden die Grundzüge der städtebaulichen Planungs-
ziele definiert. Planungsziel ist hier unter anderem die Sicherung von Flächen für die 
Wohnbauentwicklung. Diese städtebaulich erforderliche Planung führt dazu, dass in ei-
nem notwendigen Umfang der Landwirtschaft Nutzflächen entzogen werden. Da die Ge-
meinde Rastede aber zwingend auf die Inanspruchnahme der Flächen für die zukünftige 
Gemeindeentwicklung angewiesen ist, sollen hier die Belange der Landwirtschaft zu-
rückgestellt werden.  
 
Stadtplanerische Zielsetzung ist primär die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
für die Siedlungsentwicklung (gem. § 1a Abs. 2 BauGB) - da der Innenentwicklung 
grundsätzlich der Vorrang vor der Außenentwicklung einzuräumen ist. Jedoch ist die 
Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen durch die Aufstellung von Bebauungsplä-
nen nach § 13a BauGB zur baulichen Nutzung von innerörtlich mindergenutzten Flächen 
bzw. von Freiflächen im Kernbereich bereits ausgeschöpft oder für den anstehenden 
Bedarf nicht ausreichend dimensioniert. Des Weiteren wurde zuletzt im Jahr 2015 ein 
größeres Angebot für Wohnungsbauentwicklung angeboten, sodass ein großer Bedarf 
und eine anhaltend hohe Nachfrage nach Bauland vorhanden ist, weswegen die land-
wirtschaftliche Fläche für Wohnungsbau genutzt werden soll.  

2.0 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Kartenmaterial 
 
Die Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ wurde 
auf der Grundlage des vom Vermessungsbüro Alfred Menger, Westerstede, zur Verfü-
gung gestellten Kartenmaterials im Maßstab 1 : 1000 erstellt. 
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3.0 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
 
Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes umfasst eine  
ca. 6,3 ha große Fläche nördlich der Feldstraße und östlich der Butjadinger Straße im 
Ortsteil Ipwege. Die konkrete Abgrenzung sowie die Lage im Gemeindegebiet sind der 
Planzeichnung zu entnehmen. 

3.1 Nutzungsstrukturen und städtebauliche Situation 
 

Das gesamte Plangebiet ist derzeit unbebaut und wird als Acker- und Grünfläche ge-
nutzt. Durch einzelne Gehölzstrukturen in Form von Wallhecken, Strauchhecken und 
Einzelbäumen wird das Plangebiet strukturiert. 
 
Das städtebauliche Umfeld wird nordöstlich durch die ländlich geprägte Ortsrandlage 
bestimmt. Die vorhandene Bebauung südwestlich des Plangebietes, an der Feldstraße 
und an der Butjadinger Straße, wird größtenteils durch Einfamilienhäuser geprägt. Süd-
lich des Plangebietes befinden sich bereits vorhandene Wohngebiete.  

4.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 

4.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP) 
 
Nach § 1 (4) BauGB unterliegen Bauleitpläne, in diesem Fall die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ einer Anpassung an die Ziele der 
Raumordnung. Aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen ist die kommunale 
Planung zu entwickeln bzw. hierauf abzustimmen. Im Landesraumordnungsprogramm 
Niedersachsen (LROP) aus dem Jahr 2017 (Nds. GVBI Nr. 20/2017, 06.10.2017) wer-
den für das Plangebiet keine gesonderten Festsetzungen getroffen. Der Ort Rastede ist 
im LROP als Mittelzentrum festgelegt. Grundsätzlich ist die Siedlungsentwicklung auf 
die zentralörtlichen Bereiche zu konzentrieren. Mit der bedarfsgerechten Ausweitung 
des Angebots an Wohnbauflächen im direkten Anschluss an einen vorgeprägten Sied-
lungsbereich im Ortsteil Ipwege wird dieser raumordnerischen Zielaussage zum Teil ent-
sprochen. 

4.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Ammerland liegt aus 
dem Jahr 1996 vor. Die Gültigkeit des RROP wurde nach einer Prüfung der Aktualität 
mit Bekanntmachung vom 07.06.2007 für weitere 10 Jahre verlängert. Aufgrund der Be-
kanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten zur Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogrammes ist die Fassung aus dem Jahre 1996 weiterhin gültig. Die 
Gemeinde Rastede hat hiernach als Standort mit der besonderen Schwerpunktaufgabe 
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten für ein über den eigenen Bedarf hinausge-
hendes Wohnbauflächenangebot Sorge zu tragen.  
 
Für das Plangebiet selbst werden im RROP verschiedene Aussagen getroffen. Neben 
der Darstellung des Bereichs als Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft wird die Fläche 
ferner als Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft und als Vorsorgegebiet für Erholung 
dargestellt. Raumbeanspruchende Planungen und Maßnahmen sind hier auf ein not-
wendiges Maß zu beschränken. Angesichts der städtebaulichen Vorprägung des Berei-
ches werden die für das Gebiet geltenden raumordnerischen Grundsätze nur in gering-
fügigem Maße berührt. Der Bedeutung des Areals für Natur und Landschaft wird im 
Rahmen der konkreten Gebietsentwicklung ferner mit dem Erhalt von Teilen im Planbe-
reich befindlichen Wallheckenstrukturen Rechnung getragen. Die Nähe der geplanten 
Siedlungsfläche zu den mittelzentralen Einrichtungen der Gemeinde Rastede sowie zu 
den oberzentralen Einrichtungen der Stadt Oldenburg bieten optimale Voraussetzungen 
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zur Entwicklung eines attraktiven Wohnstandortes im Ortsteil Ipwege der Gemeinde 
Rastede. Der Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ mit der behutsa-
men Erweiterung der Siedlungsentwicklung steht somit im Einklang mit der regionalpla-
nerischen Zielsetzung gem. § 1 (4) BauGB.  

4.3 Vorbereitende Bauleitplanung 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan (1993) der Gemeinde Rastede wird der Geltungs-
bereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Um die nötigen Voraussetzungen 
für den vorliegenden Bebauungsplan zu treffen und diesen aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln, erfolgt gem. § 8 (3) BauGB parallel zur Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 114 die 78. Änderung des Flächennutzungsplanes. Hierin wird entsprechend 
des o.g. Planungsziels die Fläche als Wohnbaufläche (W) gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO 
dargestellt.  

4.4 Verbindliche Bauleitplanung 
 
Für das Flurstück 17/2 gilt derzeit die rechtskräftige Innenbereichssatzung nach § 34 (4) 
Satz 1 Nr. 3 BauGB für einen „Teilbereich an der Butjadinger Straße“ der Gemeinde 
Rastede vom 23.12.2005, welche auch nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 114 
„Ipwege – nördlich Feldstraße“ rechtsgültig bleibt. 
 
Für das Plangebiet liegt derzeit keine verbindliche Bauleitplanung vor. Es ist planungs-
rechtlich dem Außenbereich gem. § 35 BauGB zuzuordnen.  

5.0 ÖFFENTLICHE BELANGE 

5.1 Belange von Natur und Landschaft / Besonderer Artenschutz 
 
In der Abwägung gemäß § 1 (7) BauGB sind in den Bauleitplänen die Belange des Um-
weltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB 
zu berücksichtigen (vgl. § 1a BauGB). Sind aufgrund der Aufstellung, Änderung, Ergän-
zung oder Aufhebung von Bauleitplänen, Eingriffe in die Natur und Landschaft zu erwar-
ten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz zu entscheiden (vgl. § 18 
(1) BNatSchG). Es ist zu prüfen, ob durch den Bebauungsplan Veränderungen durch 
die Gestaltung oder Nutzung von Grundflächen vorbereitet werden, welche die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes erheblich beeinträchti-
gen können. Der Verursacher des Eingriffs ist verpflichtet, die unvermeidbaren Beein-
trächtigungen innerhalb einer bestimmten Frist durch Maßnahmen des Umwelt- und Na-
turschutzes sowie der Landschaftspflege auszugleichen, soweit es zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes erforderlich ist (vgl. § 15 (2) 
BNatSchG).  
 
Die Gemeinde Rastede hat die Belange des Umwelt- und Naturschutzes und der Land-
schaftspflege gem. § 1a BauGB sowie die sonstigen umweltbezogenen Auswirkungen 
des Planvorhabens auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung berücksichtigt. Eingriffe 
in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die sich aus der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes ergeben sowie die sonstigen Umweltauswirkungen des Planvorhabens, 
werden im Umweltbericht gem. § 2a BauGB dargestellt und bewertet. Der Umweltbe-
richt, dessen Inhalte zugleich für die im Parallelverfahren befindliche 78. Änderung des 
Flächennutzungsplanes gelten, ist als Teil II der Begründung in den Planunterlagen ent-
halten. 
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5.2 Belange des Immissionsschutzes 

5.2.1 Geruchsimmissionen 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, 
unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass 
auch in immissionsschutzrechtlicher Hinsicht Konfliktsituationen vermieden werden und 
die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird. 
 
Aufgrund der ländlich geprägten Lage des Plangebietes sind bei der Siedlungsentwick-
lung die Belange der landwirtschaftlichen Betriebe und deren Geruchsaufkommen zu 
beachten. Die durch ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung entstehenden Ge-
ruchsemissionen können insbesondere in ländlich geprägten Räumen Konflikte zwi-
schen landwirtschaftlichen Betrieben und heranrückenden Wohnnutzungen auslösen. 
Dies könnte zur Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten der emittierenden Höfe 
führen, da Wohnnutzungen einen Schutzanspruch gegenüber auftretenden Ge-
ruchsimmissionen besitzen. Demgegenüber sind im Rahmen der Bauleitplanung ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse für die künftigen Bewohner des Wohngebietes 
sicherzustellen. Folglich sind im Rahmen dieser Bauleitplanung die auf den Planungs-
raum einwirkenden Geruchsimmissionen zu betrachten. 
 
Nördlich des Plangebietes befindet sich ein landwirtschaftlicher Hof, der jedoch keine 
Tierhaltung mehr betreibt und diese für die Zukunft auch nicht wieder aufnehmen wird. 
Somit wird im Verfahren zunächst keine weitere Beurteilung getroffen und die Erstellung 
eines Geruchsgutachtens vorerst verworfen. 

5.3 Belange der Wasserwirtschaft 
 
In der Bauleitplanung sind die Belange der Wasserwirtschaft zu beachten. Zur konflikt-
freien Oberflächenentwässerung der künftigen versiegelten Wohnbau- und Verkehrsflä-
chen wird voraussichtlich die Anlage eines Regenrückhaltebeckens erforderlich sein. 
Der entsprechend dem städtebaulichen Entwicklungskonzept vorgesehene Standort für 
das Regenrückhaltebecken im östlich Plangebiet wird im Bebauungsplan Nr. 114 
„Ipwege – nördlich Feldstraße“ planungsrechtlich gesichert. Zur Dimensionierung des 
Regenrückhaltebeckens wird bis zur öffentlichen Auslegung ein Oberflächenentwässe-
rungskonzept erstellt und die Ergebnisse in die Planung übernommen. 

5.4 Belange des Denkmalschutzes 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege zu beachten. Demnach wird nachrichtlich auf die 
Meldepflicht von ur- und frühgeschichtlichen Bodenfunden im Zuge von Bauausführun-
gen hingewiesen: „Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühge-
schichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansamm-
lungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen, u. Steinkonzentrationen, auch 
geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. 
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der unteren Denkmal-
schutzbehörde des Landkreises Ammerland oder dem Nds. Landesamt für Denkmal-
pflege Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121 Olden-
burg, Tel. 0441/799-2120 als verantwortliche Stellen unverzüglich gemeldet werden. 
Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Boden-
funde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier 
Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestat-
tet.“ 
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5.5 Altablagerungen / Kampfmittel 
 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom damaligen Nieder-
sächsischen Landesamt für Wasser und Abfall (aktuell: Niedersächsischer Landesbe-
trieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN)) bewertet. Hiernach lie-
gen im Plangebiet keine Altablagerungen vor. Sollten allerdings bei den geplanten Bau- 
und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so ist unverzüglich die 
untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Ammerland zu benachrichtigen. 
 
Hinweise auf das Vorkommen von Kampfmitteln liegen derzeit für das Plangebiet nicht 
vor. Sollten bei den Bau- und Erdarbeiten jedoch Kampfmittel (Bombenblindgänger, 
Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind diese umgehend dem Lan-
desamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regional-
direktion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu melden. 

5.6 Belange des Bodenschutzes / des Abfallrechtes 
 
Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgen-
den Bodenschutzes zu beachten, d.h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu 
verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grund-
stückseigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem 
Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen (Grundpflichten 
gemäß § 4 BBodSchG). Anfallendes Bodenaushubmaterial darf am Herkunftsort wieder 
verwendet werden, wenn die Prüf- und Vorsorgewerte dem nicht entgegenstehen. Der 
Bodenaushub ist Abfall im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Dieser ist vorrangig 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung oder Beseitigung zuzuführen. 
Rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten ist dem Landkreis Ammerland als Abfall- und 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen, welche Bodenmengen anfallen und welcher Entsor-
gungsweg hierfür vorgesehen ist (s. Hinweise/nachrichtliche Übernahmen). 
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass sofern mineralische Abfälle (Recyclingschotter 
und Bodenmaterial) für geplante Verfüllungen oder Versiegelungen zum Einsatz kom-
men, die Anforderungen der LAGA M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Ab-
fall Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“) gel-
ten. 

6.0 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES 

6.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Dem kommunalen Planungsziel der Bereitstellung bedarfsorientierter Siedlungsflächen 
Rechnung tragend, wird im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ im 
Anschluss an die vorhandenen Wohnbaustrukturen entlang der Feldstraße ein allgemei-
nes Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Korrespondierend mit der lokal 
anstehenden Baulandnachfrage werden somit die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Erschließung von ca. 50 Baugrundstücken für eine ortstypische Einzel- und 
Doppelhausbebauung sowie im geringen Maß für eine Mehrfamilienhausbebauung ge-
schaffen. Im nördlichen Plangebiet wird durch die getroffenen Festsetzungen zusätzlich 
die Möglichkeit zur Realisierung eines derzeit angedachten Kindergartens geschaffen. 
 
Zur planerischen Koordination einer der räumlichen Situation angemessenen Siedlungs-
entwicklung und zur Vermeidung städtebaulicher Fehlentwicklungen bedarf es einer 
konkreten Regelung der im Plangebiet zulässigen Nutzungen. Demzufolge sind inner-
halb der allgemeinen Wohngebiete 1 - 5 (WA1 – WA5) die ausnahmsweise zulässigen 
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Nutzungen  Nr. 1 – 5 gem. § 4 (3) BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaube-
triebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nörd-
lich Feldstraße“ (gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO). Diese stehen nicht im Einklang mit der 
planerischen Zielsetzung der Entwicklung eines ruhigen Wohngebietes in Ortsrandlage 
und hätten zudem negative Auswirkungen auf den bereits vorherrschenden Siedlungs-
charakter im Bereich der Feldstraße. Aufgrund der ländlich geprägten Siedlungsrand-
lage, ist der Standort zudem eher ungeeignet für die in § 4 (3) BauNVO aufgeführten 
Nutzungen, die zudem mit unverträglichen Störwirkungen (Lärm, Licht, Geruch etc.) für 
die vorhandenen und geplanten Wohnnutzungen verbunden wären.  

6.2 Beschränkung der Zahl der Wohnungen 
 
Unter Berücksichtigung der vorherrschenden, durch Einzelhäuser geprägten Siedlungs-
struktur und zur Vermeidung städtebaulich unerwünschter Verdichtungen ist eine Be-
grenzung der höchstzulässigen Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude gem. § 9 (1) 
Nr. 6 BauGB im Plangebiet notwendig.  
 
Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 1 und 5 (WA1 und WA5) sind je 
Wohngebäude maximal sechs Wohneinheiten und innerhalb der festgesetzten Wohn-
gebiete 2 - 4 (WA2 – WA4) sind je Wohngebäude maximal zwei Wohneinheiten zulässig. 
Besteht ein Baukörper aus zwei selbstständig benutzbaren Gebäuden, sind innerhalb 
des WA1 und WA5 je Baukörper insgesamt maximal sechs Wohneinheiten oder inner-
halb der WA2 – WA4 zwei Wohneinheiten zulässig. Sofern mehrere Gebäude auseinan-
dergebaut werden, sind maximal drei Wohneinheiten innerhalb des WA1 und WA5 als 
Doppelhaus bzw. maximal eine Wohneinheit innerhalb der WA2 – WA4 zulässig (gem. 
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB). Mit dieser Festsetzung wird sichergestellt, dass innerhalb des 
geplanten Wohngebietes neben Einzel- und Doppelhäusern auch ein Entwicklungsspiel-
raum für potenzielle Mehrfamilienhäuser (WA1) bzw. für eine Errichtung eines Kinder-
gartens (WA5). 

6.3 Maß der baulichen Nutzung 
 
Angesichts der sensiblen Ortsrandlage besteht ein generelles Entwicklungsziel für das 
Wohnquartier in der Vermeidung von überdimensionierten Baukörpern insbesondere in 
den Randbereichen. Unter Berücksichtigung der Ortsrandlage des Plangebietes wird die 
Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO innerhalb des allgemeinen Wohn-
gebietes 2 - 4 (WA2 – WA4) mit 0,3 bestimmt. Hierdurch wird den Forderungen nach 
einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden und somit ein dem Umfeld abgestimm-
tes Maß der baulichen Nutzung entsprochen. Einer zu hohen Flächenversiegelung wird 
hierüber entgegengewirkt. Aufgrund der Ortsrandlage und der in den angrenzenden 
Ortsbereichen vorherrschenden Siedlungsdichte wird aus städtebaulichen Gründen auf 
die volle Ausschöpfung der zulässigen Obergrenze des Maßes der baulichen Nutzung 
in den allgemeinen Wohngebieten 2 – 4 (WA2 – WA4) gem. § 17 BauNVO verzichtet. 
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 1 und 5 (WA1 und WA5) wird die Grundflächen-
zahl gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO mit 0,4 bestimmt, um in diesen Baugebieten eine 
Mehrfamilienhausbebauung, aber auch eine Realisierung eines Kindergartens zu er-
möglichen. Folglich ist aus städtebaulichen Gründen die Ausschöpfung der zulässigen 
Obergrenze des Maßes der baulichen Nutzung hier gerechtfertigt. Des Weiteren wird für 
die allgemeinen Wohngebiete 1 und 5 (WA1 und WA5) eine Geschossflächenzahl (GFZ) 
gem. § 16 (2) Nr. 2 BauNVO von 0,6 festgesetzt.   
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird zudem über die zulässige Zahl der Vollgeschosse 
baulicher Anlagen gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO bestimmt. Zur Schaffung eines ortsge-
rechten Siedlungsrandes ist in dem allgemeinen Wohngebiet 2 (WA2) im Zusammen-
hang mit der Festsetzung der Trauf- und Firsthöhe die Errichtung von Gebäuden mit 
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einem Vollgeschoss (I) zulässig. Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete 3 und 4 (WA3 
und WA4) ist ebenfalls eine eingeschossige Bauweise (I) zugelassen. Für die allgemei-
nen Wohngebiete 1 und 5 (WA1 und WA5) ist eine zweigeschossige Bauweise (II) fest-
gesetzt, um angemessene Entwicklungsspielräume zu geben. 

 
Zusätzlich werden für die allgemeinen Wohngebiete Trauf-, First- und Gebäudehöhen 
(TH, FH und GH) festgesetzt. Neben der Höhenentwicklung baulicher Anlagen kann 
hierüber städtebaulich auch auf die Gestaltung eines Gebäudes in Bezug auf die Dach- 
und Bauform Einfluss genommen werden. Neben der für die allgemeinen Wohngebiete 
1 -3, 5 (WA1 – WA3, WA5) festgelegten Firsthöhe (FH) von maximal 9,50 m wird zu-
sätzlich für die allgemeinen Wohngebiete 2 (WA2) entsprechend der direkten Ortsrand-
lage eine maximal zulässige Traufhöhe (TH) von 4,50 m festgesetzt. Für die allgemeinen 
Wohngebiete 4 (WA4) wird eine Gebäudehöhe (GH) von 8,00 m festgesetzt.  
 
Maßgebend für die Bestimmung der Bauhöhe sind die in der textlichen Festsetzung Nr. 
3 des Bebauungsplanes Nr. 114 festgelegten Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO). 
Als unterer Bezugspunkt gilt demzufolge die Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der 
nächsten Erschließungsstraße im Endausbauzustand, gemessen senkrecht zur Mitte 
der zu erschließenden Straße zugewandten Gebäudeseite. Als Bezugspunkt für die 
Traufhöhe (TH) zählt die untere Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufge-
henden Mauerwerks und der Dachhaut. Als Bezugspunkt für die Ermittlung der Gebäu-
dehöhe (GH) zählt die obere Gebäudekante. Die zulässige Höhe der Oberkante des 
fertigen Erdgeschossfußbodens (OKFF) beträgt maximal 0,30 m (OKFF ≤ 0,30 m), um 
im Plangebiet an eine der umliegenden Bebauung ausgeglichene Sockelhöhen der Ge-
bäude zu erzielen. 

6.4 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Zur planerischen Realisierung einer Mehrfamilienhausbebauung sowie eines Kindergar-
tens wird für die allgemeinen Wohngebiete 1 und 5 (WA1 und WA5) eine offene Bau-
weise (o) gem. § 22 (3) BauNVO festgesetzt, wodurch hier Gebäude mit einer maxima-
len Länge von 50,00 m zulässig sind. Für die festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 2 
– 4 (WA2 – WA4) gilt eine abweichende Bauweise (a) gem. § 22 (4) BauNVO. Einzel- 
und Doppelhäuser sind wie in der offenen Bauweise zulässig, jedoch mit einer Längen-
begrenzung von maximal 20,00 m. Hausgruppen sind nicht zulässig. Garagen gem. § 
12 (6) BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO sind auf die Gebäudelängen 
nicht anzurechnen. Mit dieser Definition der abweichenden Bauweise wird sichergestellt, 
dass innerhalb des Wohngebietes keine überdimensionierten Baukörper entstehen. 
 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden im Bebauungs-
plan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ durch die Festsetzung von Baugrenzen 
gem. § 23 (3) BauNVO so dimensioniert, dass ein möglichst großer und flexibler Ent-
wicklungsspielraum für die geplante Wohnbebauung geschaffen wird. Zur Entwicklung 
eines einheitlichen Straßenraumes werden die Baugrenzen auf den verkehrsseitigen 
Grundstücksflächen entlang der Planstraße sowie entlang des Geltungsbereiches in ei-
nem Abstand von 3,00 m zu den Straßenbegrenzungslinien festgesetzt. Entlang der 
Flächen zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird ein 
Abstand von 5,00 m festgesetzt. Zum einheitlichen Erscheinungsbild des Randberei-
ches wird im südöstlichen allgemeinen Wohngebiet 3 (WA3) zusätzlich zum Abstand 
von 5,00 m zur Fläche zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen ein Abstand von 10,00 m festgesetzt.  
 
Um entlang der Straßen eine einheitliche, städtebauliche Entwicklung zu erzielen, sind 
auf den straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen Garagen und über-
dachte Einstellplätze (Carports) gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen in Form 
von Gebäuden gem. § 14 (1) BauNVO nicht zulässig. Garagen und Stellplätze sind im 
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Plangebiet ferner auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der festge-
setzten Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. 
§ 12 (6) BauNVO zum künftigen Schutz dieser Gehölzanpflanzungen unzulässig.  

6.5 Verkehrsflächen  

6.5.1 Öffentliche Straßenverkehrsflächen  
 
Das Wohngebiet wird über eine neuanzulegende Planstraße ausgehend von der Butja-
dinger Straße mit einer jeweiligen Gesamtbreite von 7,00 m erschlossen. Zur Anbindung 
an die Butjadinger Straße beträgt die neuanzulegende Planstraße eine Breite von 18,00 
m, um bei Bedarf ausreichend Parkstreifen zu realisieren. Die Erschließung rückwärtig 
gelegener Baugrundstücke im westlichen und südöstlichen Bereich des Plangebietes 
wird über Stichstraßen mit einer Breite von 4,00 m bestimmt. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanes wird der geplante Erschließungsweg (Planstraße) als öffentliche Straßen-
verkehrsfläche gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzt. 
 
Im Rahmen der Ausführungsplanung wird zudem eine Verbindung zwischen der Stich-
straße angrenzend zur Maßnahmenfläche bis zum ehemaligen Bahnverlauf, welcher 
heute bereits als Fuß- und Wanderweg genutzt wird, mit einer Breite von 3,00 m in Form 
eines Fuß- und Radweges geschaffen.  

6.5.2 Grundstückszufahrten 
 
Gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB ist je Baugrundstück maximal eine Grundstückszufahrt in 
einer Breite von maximal 5,00 m zulässig. Bei Wohngebäuden mit zwei und mehr Woh-
nungen sind ausnahmsweise Grundstückszufahrten mit einer maximalen Breite von ins-
gesamt 7,00 m je Baugrundstück zulässig.  

6.6 Grünfläche 

6.6.1 Private Grünflächen mit der Zweckbestimmung Erhaltfläche 
 
Nördlich, östlich und südlich angrenzend sowie im Plangebiet befinden sich geschützte 
Wallhecken. Da diese direkt an die Wohngebiete 1 - 4 (WA1 – WA4) angrenzen, werden 
im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ der Schutz-
status der Wallhecken aufgehoben, da aufgrund von Platzmangel kein ausreichender 
Wallheckenschutz in Form eines Wallheckenschutzstreifens gewährleistet werden kann. 
Die betreffenden Bereiche werden somit im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich 
Feldstraße“ als private Grünfläche gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB überlagernd mit der Fest-
setzung einer Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen gem. § 9 (1) Nr. 25 b) BauGB festgesetzt. 

6.7 Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Rege-
lung des Wasserabflusses 
 
Wie bereits in Kap. 5.3 erwähnt, wird im östlichen Teil des Plangebietes ein für die Ab-
leitung des anfallenden Oberflächenwassers von versiegelten Bauflächen erforderliches 
Regenrückhaltebecken als Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und 
die Regelung des Wasserabflusses gem. § 9 (1) Nr. 16 BauGB festgesetzt.  
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6.8 Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich geschützte Wallhecken. Da diese direkt an die 
allgemeinen Wohngebiete 1 – 4 (WA1 – WA4) angrenzen, wird im Rahmen des Bebau-
ungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ der Schutzstatus der Wallhecken 
aufgehoben, da aufgrund von Platzmangel kein ausreichender Wallheckenschutz in 
Form eines Wallheckenschutzstreifens gewährleistet werden kann. Die betreffenden Be-
reiche werden somit im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ als pri-
vate Grünfläche gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB und überlagernd als Fläche für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 b) BauGB 
festgesetzt.  
 
Innerhalb der festgesetzten Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 b) BauGB sind die vorhandenen Ge-
hölze dauerhaft zu schützen, zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Abgänge oder Be-
seitigungen sind adäquat vom Eingriffsverursacher zu ersetzen.  

6.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 

 
Das geplante Regenrückhaltebecken soll naturnah angelegt werden. Hierdurch kann 
bereits ein Teilausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch den Bebau-
ungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ vorbereitet werden, kompensiert wer-
den. Zur planungsrechtlichen Absicherung dieses Vorhabens wird die Fläche als Fläche 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
gem. § 9 (1) Nr. 20 
BauGB festgesetzt. 
 
Hierin ist das geplante Regenrückhaltebecken durch geschwungene Uferlinien und fla-
che Böschungsneigungen naturnah zu gestalten. Das Gewässer ist weitestgehend der 
Sukzession zu überlassen und in seiner Entwässerungsfunktion zu erhalten. Die umlie-
genden Flächen sind als Extensivwiese naturnah zu entwickeln und zu erhalten. 

7.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Das unverwechselbare, eigenständige Ortsbild bebauter Räume wird über vielfältige 
Gestaltungselemente geprägt. Neben der Gestaltung von Straßen, Wegen und Plätzen 
prägt die Architektur einzelner Gebäude und Gebäudeelemente zu einem hohen Maß 
das physische Erscheinungsbild des Ortes. Auswüchse bzw. Fehlentwicklungen können 
dieses sensible Gebilde nachhaltig stören. Aufgrund dessen ist es notwendig, das vor-
handene Ausdruckspotenzial zu erkennen, zu sichern und weiterzuentwickeln. Planeri-
sches Ziel ist es, über örtliche Bauvorschriften den ablesbaren Ortsbildcharakter im Rah-
men der Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksichtigen und somit städtebauliche 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
 
Bedingt durch die sensible Ortsrandlage ist es notwendig, die bauliche Gestaltung des 
geplanten Wohnquartiers dahingehend zu steuern, dass sich die geplanten Wohnhäu-
ser verträglich in das städtebauliche Umfeld einfügen und Fehlentwicklungen nachhaltig 
vermieden werden. Zur Gewährleistung dieses Entwicklungsziels werden für die allge-
meinen Wohngebiete in direkter Ortsrandlage (WA1 und WA2) entsprechende Vorga-
ben zur Baugestaltung gegenüber den im angrenzenden Siedlungsraum gelegenen 
Baugebieten (WA3 und WA5) formuliert. Um auch zeitgemäße Baustile zu ermöglichen, 
werden im allgemeinen Wohngebiet 4 (WA4) ebenfalls entsprechende Vorgaben zur 
Baugestaltung bestimmt.  
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So werden für die allgemeinen Wohngebiete 3 und 5 (WA3 und WA5) örtliche Bauvor-
schriften zur Dachneigung formuliert, die für die allgemeinen Wohngebiete 1, 2 und 4 
(WA1, WA2 und WA4) um zusätzliche Vorgaben zur Dachform, Dacheindeckung und in 
den allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA1 und WA2) zur Ausführung von Dachauf-
bauten (Dachgauben) ergänzt werden. Angesichts aktueller städtebaulicher Entwick-
lungstrends im Gemeindegebiet soll die Dachneigung innerhalb des gesamten Wohn-
quartiers vor allem sichtbar realisiert werden.  
 
Die örtliche Bauvorschrift für die festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1 
und WA2) lauten wie folgt: 
 
Innerhalb der im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ festgesetzten 
allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1 und WA2) sind die Dächer der Hauptgebäude 
als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach mit einer sichtbaren Dachneigung von ≥ 20° 
zu errichten. Die Dachflächen sind mit gleichen Dachneigungen symmetrisch zur Gie-
belachse auszubilden. Dies gilt nicht für:  

 
- Dachgauben, Dacherker, Krüppelwalme, Wintergärten, 
- Terrassenvorbauten, Windfänge, Eingangsüberdachungen, Hauseingangstrep-

pen, Erker, Balkone, sonstige Vorbauten und andere vortretende Gebäudeteile, 
wenn diese insgesamt nicht mehr als ein Drittel der breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen und wenn sie untergeordnet sind sowie 

- Garagen gem. § 12 (6) BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO in 
Form von Gebäuden.  

 
Zudem werden örtliche Bauvorschriften zu den Dachaufbauten formuliert. So sind inner-
halb der im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ festgesetzten allge-
meinen Wohngebiete 1 und 2 (WA1 und WA2) als Dachaufbauten nur Giebelgauben 
und Schleppgauben zulässig. Die Dachgauben dürfen eine Gesamtbreite von 1/3 der 
Trauflänge des Gebäudes nicht überschreiten. Der seitliche Abstand der Gauben unter-
einander sowie zur äußeren Dachkante (Ortgang) muss mindestens 0,80 m betragen. 
Übereinanderliegende Gauben sind nicht zulässig. Die Dachausbauten einer Dachflä-
che sind in Form, Gestaltung, Abmessung und Material identisch auszuführen. Der Ab-
stand der Dachausbauten zur Dachkante (Ortgang) sowie untereinander ist symmet-
risch anzuordnen. Die Dachgauben sind von der Traufkante abgesetzt und symmetrisch 
anzuordnen. 
 
Hieran angelehnt werden für die festgesetzten allgemeinen Wohngebiete 3 und 5 (WA3 
und WA5) die örtlichen Bauvorschriften wie folgt formuliert: 
 
Innerhalb des im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ festgesetzten 
allgemeinen Wohngebietes 3  (WA3) sind die Dächer der Hauptgebäude als Sattel-, 
Walm- oder Krüppelwalm mit einer sichtbaren Dachneigung von ≥ 20° zu errichten. Dies 
gilt nicht für:  

 
- Dachgauben, Dacherker, Krüppelwalme, Wintergärten, 
- Terrassenvorbauten, Windfänge, Eingangsüberdachungen, Hauseingangstrep-

pen, Erker, Balkone, sonstige Vorbauten und andere vortretende Gebäudeteile, 
wenn diese insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen und wenn sie untergeordnet sind sowie 

- Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Form von 
Gebäuden. 

 
Hieran angelehnt wird für das festgesetzte allgemeine Wohngebiet 4 (WA4) die örtlichen 
Bauvorschriften wie folgt formuliert: 
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Innerhalb des im Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ festgesetzten 
allgemeinen Wohngebietes 4 (WA4) sind die Dächer der Hauptgebäude ausschließlich 
als Flachdach oder flach geneigtes Dach mit einer sichtbaren Dachneigung von ≤ 15° 
zu errichten. Dies gilt nicht für:  

 
- Dachgauben, Dacherker, Krüppelwalme, Wintergärten, 
- Terrassenvorbauten, Windfänge, Eingangsüberdachungen, Hauseingangstrep-

pen, Erker, Balkone, sonstige Vorbauten und andere vortretende Gebäudeteile, 
wenn diese insgesamt nicht mehr als ein Drittel der breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen und wenn sie untergeordnet sind sowie 

- Garagen gem. § 12 (6) BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO in 
Form von Gebäuden.  

 
Glasierte und sonstige reflektierende Dacheindeckungen stehen der gewünschten ver-
träglichen Ortsrandgestaltung entgegen und werden daher über eine örtliche Bauvor-
schrift für das gesamte Wohngebiet „Ipwege – nördlich Feldstraße“ ausgeschlossen. 
 
Als Einfriedung sind zwischen den Verkehrsflächen und den straßenseitigen Baugren-
zen zulässig: 
 

- Frei wachsende oder geschnittene Hecken aus standortgerechten, heimischen Ge-
hölzen, 

- Dauerhaft begrünter und grundstücksinnenseitig gelegener Gitterstab- oder Ma-
schendrahtzaun bis zu einer Höhe von 1,80 m, 

- Holzzaun oder Mauer bis 1,10 m Höhe, 
- Kombination aus Holzzaun bis 1,80 m Höhe und lebender Hecke: Holzzäune sind 

dauerhaft zu begrünen oder alle 4,00 m Länge durch mind. 2,00 m lange Abschnitte 
lebender Hecken/Bepflanzungen zu gliedern, 

- Gemauerter Sockel, Stützmauer, Einzelpfeiler in Kombination mit blickdurchlässi-
gem Zaun: Sockel und Stützmauer max. 0,45 m Höhe, Einzelpfeiler maximal 2,00 
m Höhe bei mind. 1,80 m Abstand untereinander.  

Ein Verzicht auf eine Grundstückseinfriedung ist zulässig.  
 
Die straßenseitigen und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als Vorgartenbe-
reiche auszubilden. Nicht pflanzliche Elemente (z.B. Zäune oder Mauern) über 1,10 m 
sind nicht zulässig. Der Vorgartenbereich ist zu 80 % als Pflanzfläche dauerhaft herzu-
stellen, zu unterhalten sowie von Versiegelung freizuhalten. Unzulässig sind Kunststoff-
flächen und großflächige Kiesschüttungen.  
 
Zur Vermeidung städtebaulicher Fehlentwicklungen werden im gesamten Geltungsbe-
reich ferner oberirdische Freileitungen (Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen) 
gem. § 84 (3) Nr. 4 NBauO ausgeschlossen. 
 
Es wird auf § 80 (3) NBauO hingewiesen, wonach der ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Nr. 1 bis 9 dieser örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 
Gemäß § 80 (5) NBauO können Ordnungswidrigkeiten nach § 80 (3) NBauO mit einer 
Geldbuße von bis zu 500 000 Euro geahndet werden. 

 
Der Bebauungsplan belässt einen Gestaltungsspielraum für die von der Gemeinde 
Rastede angestrebte flexible Handhabung zur Nutzung regenerativer Energien. Auf-
grund der verschiedenartigen Möglichkeiten der Nutzung regenerativer Energien (z.B. 
Solarthermie, Photovoltaik, Geothermie, Luftwärmepumpen) möchte sie den künftigen 
Bauherren die Wahlfreiheit belassen, welche Maßnahmen im Einzelnen oder in Kombi-
nation miteinander nutzbar gemacht werden. Eine explizite Regelung zur Stellung von 
baulichen Anlagen (Firstrichtung) wird aufgrund der oben gemachten Ausführungen 
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nicht für erforderlich gehalten. Bauherren, die sich die Sonneneinstrahlung für die Nut-
zung als erneuerbare Energiequelle zunutze machen wollen, werden die Ausrichtung 
des Baukörpers unabhängig von der Festsetzung einer Firstrichtung in optimierter 
Weise vornehmen. Der Bebauungsplan bietet hinsichtlich der überbaubaren Grund-
stücksflächen die Möglichkeit einer entsprechenden Gebäudeausrichtung. Andererseits 
soll den Bauherren die Möglichkeit belassen werden, eine andere und damit individuelle 
Ausrichtung des Hauses zu wählen, wenn der Schwerpunkt der Nutzbarmachung er-
neuerbarer Energien bei den oben genannten, anderen zur Verfügung stehenden Quel-
len gesetzt werden soll. 

8.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 

 Verkehrserschließung 
Die Anbindung des Plangebietes an das örtliche Verkehrsnetz erfolgt über eine in-
terne Erschließungstraße (Planstraße), die an die Butjadinger Straße angebunden 
ist.  
 

 Gas- und Stromversorgung 
Die Gas- und Stromversorgung erfolgt über den Anschluss an die Versorgungsnetze 
der Energieversorgung Weser-Ems (EWE).  
 

 Schmutz- und Abwasserentsorgung 
Die Schmutz- und Abwasserentsorgung innerhalb des Plangebietes wird über den 
Anschluss an das vorhandene und noch zu erweiternde Kanalnetz gesichert.  
 

 Wasserversorgung  
Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. 
 

 Abfallbeseitigung 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Ammerland. 
 

 Oberflächenentwässerung 
Bis zur öffentlichen Auslegung wird ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt 
und die Ergebnisse in die Planung eingestellt. Die erforderlichen Genehmigungsan-
träge werden rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises gestellt. 
 

 Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Bebauungsplangebietes erfolgt lt. Sicher-
stellungsauftrag gem. § 77 i Abs. 7 Telekommunikationsgesetz (TKG) über die ver-
schiedenen Telekommunikationsanbieter. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-
rung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist 
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen beim zustän-
digen Ressort  Produktion Technische Infrastruktur Oldenburg, Ammerländer Heer-
straße 140, 26129 Oldenburg, Tel. (0441) 2 34 – 68 75, so früh wie möglich, min-
destens 8 Wochen vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 

 Sonderabfälle 
Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 
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 Brandschutz 
Die Löschwasserversorgung innerhalb des Plangebietes wird gemäß den entspre-
chenden Anforderungen sichergestellt. 

9.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN / -ÜBERSICHT / -VERMERKE 

9.1 Rechtsgrundlagen 
 
Dem Bebauungsplan liegen zugrunde (in der jeweils aktuellen Fassung): 
 

 BauGB  (Baugesetzbuch), 

 BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: Bau- 
nutzungsverordnung), 

 PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die  
Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 

 NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 

 NAGBNatSchG (Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-  
schutzgesetz), 

 BNatSchG  (Bundesnaturschutzgesetz), 

 NKomVG  (Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz). 

9.2 Verfahrensübersicht 

9.2.1 Aufstellungsbeschluss 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ……….  
gem. § 2 BauGB den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege 
– nördlich Feldstraße“ mit örtlichen Bauvorschriften gefasst. 
 

9.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gem. § 3 (1) BauGB (öffentliche 
Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und Anhörung der Öffentlich-
keit) erfolgte vom ……….  bis zum ………. Die ortsübliche Bekanntmachung hierzu er-
folgte am ……….  durch Hinweis in der Tagespresse. 
 

9.2.3 Öffentliche Auslegung 
 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am 
.................... nach Erörterung dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 114 "Ipwege - 
nördlich Feldstraße" mit örtlichen Bauvorschriften und der Begründung zugestimmt und 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der Aus-
legung wurden gem. § 3 Abs. 2 BauGB am .................... ortsüblich durch die Tageszei-
tung bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 114 "Ipwege - nördlich 
Feldstraße" mit örtlichen Bauvorschriften und der Begründung haben vom .................... 
bis zum ....................  gem. § 3  Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen und war auf der 
Internetseite der Gemeinde einsehbar. 

9.2.4 Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan Nr. 114 „Ipwege – nördlich 
Feldstraße“ mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der fristgemäß vorgebrachten 
Anregungen in seiner Sitzung am … gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 
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Die Begründung wurde ebenfalls beschlossen und ist dem Bebauungsplan gem. § 9 (8) 
BauGB beigefügt. 

 
Rastede, den  
 
 
............................. 
Bürgermeister 

9.3 Planverfasser 
 
Die Ausarbeitung des Bebauungsplanes Nr. 114 „Ipwege – nördlich Feldstraße“ mit ört-
lichen Bauvorschriften erfolgte im Auftrag der Gemeinde Rastede vom Planungsbüro: 
 
 

Diekmann • 
Mosebach 

& Partner 

Regionalplanung 

Stadt- und Landschaftsplanung 

Entwicklungs- und Projektmanagement 

Oldenburger Straße 86  -  26180 Rastede 

Telefon (0 44 02) 9116-30 

Telefax (0 44 02) 9116-40 

www.diekmann-mosebach.de 

mail: info@diekmann-mosebach.de 
 




